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Haushalt 1986 verabschiedet: 

Regierung Helmut Kohl ist 
die erfolgreichste in Europa 
Jjit den Stimmen der Koalitionsfraktionen von 
Ct>U, CSU und FDP und gegen SPD und Grüne 
^rde in der vergangenen Woche der Haushalt 
'^86 verabschiedet. Er sieht bei einer Neuver- 
Schuldung von 23,7 Milliarden DM Gesamtaus- 
gaben von 263,5 Milliarden DM vor. Der von 
Bundesfinanzminister Gerhard Stoltenberg so 
^folgreich gefahrene Kurs der Haushaltskonso- 
'"Herung hat durch die Daten der Sachverständi- 
^en eine eindrucksvolle Bestätigung erfahren. 

£s geht wieder aufwärts in der Bundesrepublik 
ü.eutschland. Der Aufschwung hat sich sogar verfe- 
r.llgt und wird sich im kommenden Jahr auch deut- 
sch auf dem Arbeitsmarkt widerspiegeln. 
J^as unter der Verantwortung der SPD in den Jah- 
jett der sozial-liberalen Koalition verspielt worden 
^> haben wir wiedergewonnen: 
* solide Staatsfinanzen 
J stabiles Geld 
' Wachsendes Realeinkommen und 
' Wachsende Beschäftigung. 
Kin Blick auf die offizielle EG-Statistik zeigt: Die 
j^gierung Helmut Kohl ist die erfolgreichste in der 

uropäischen Gemeinschaft. 
le Presse spricht in ihren Kommentaren (siehe 

Küch Seite 11) von einem klaren Punktsieg für die 
f:egierung Helmut Kohl und von der „Stunde Ger- 
<j?r<J Stoltenbergs". Von der Opposition heißt es le- 
tjSHch: „Ihre Generalabrechnung ist mißlungen." 
k,^ es tauchte immer wieder die Frage auf: Wo 
b|*b Rau? 
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ZDF-Wahlbarometer: 
Kohl und CDU plus 
Im ZDF-Politbarometer, das je- 
den Monat nach der Sympathie 
für die Parteien fragt, liegt die 
Union mit 45 (Oktober 44) Pro- 
zent erstmals wieder vor der 
SPD mit 44 (47) Prozent. Die 
FDP halten 4 (3), die Grünen 7 
(6) Prozent für die beste Partei. 
Auch bei Emnid legt die Koali- 
tion zu: CDU/CSU 44 (unver- 
ändert), FDP 8,5 (7), SPD 40 
(40,5), Grüne 6 (7) Prozent. 



Seite 2 •  UiD 38 Haushaltsdebatte 

Gerhard Stoltenberg 

Es gibt keine Alternative der SPD 
zu unserem Kurs 
Wir können eine in sich schlüssige fi- 
nanz- und wirtschaftspolitische Alter- 
native der SPD zu unserem Kurs nicht 
erkennen. Diese Bilanz zog Gerhard 
Stoltenberg am letzten Tag der Debat- 
te. Ich möchte mich bei den Kollegin- 
nen und Kollegen der CDU/CSU und 
der FDP für die engagierte Unterstüt- 
zung unserer Finanz- und Haushalts- 
politik, für die eindrucksvolle Art, in 
der das geschehen ist, und auch für 
den freundschaftlichen persönlichen 
Zuspruch bedanken. 

Ich möchte aber auch zu den kritischen 
Anmerkungen des Kollegen Brandt eini- 
ges sagen. 

Wir sind uns der anhaltenden Probleme 
und Belastungen für die staatlichen Bi- 
lanzen und für viele Menschen, die aus 
der Rezession der Jahre 1980 bis 1983 
weiterwirken, sehr wohl bewußt. Nichts 
von dem, was der Bundeskanzler, die 
Fraktionsvorsitzenden der Koalition und 
andere hier gesagt haben, rechtfertigt, 
Herr Brandt, die Behauptung, daß wir 
uns an jenen orientieren, die in der Sonne 
stehen und jene übersehen, die die Lasten 
eines schweren Lebensschicksals tragen. 
Nichts rechtfertigt diese Unterstellung, 
die ich nachdrücklich zurückweise. 

Es ist ein zentraler Punkt unserer Begrün- 
dungen für diese Politik gewesen, die Sie 
kritisieren, daß sie allen Bürgern dienen 
soll. Geldwertstabilität statt Verharmlo- 
sung der Inflation ist am wichtigsten für 
die sozial schwachen Bürger unseres Lan- 
des. 

Auch in den Jahren hoher Inflation, die 
die Sozialdemokratische Partei weitge- 
hend politisch vertreten muß, konnten 
Bezieher hoher Einkommen und Leute 
mit Vermögen ausweichen in Sachanla- 
gen, in Immobilien im In- und Ausland; 
aber die Rentner, die kinderreichen Fa- 
milien mit kleinen Einkommen, die große 

Mehrzahl der Arbeitnehmer, konnten es 
nicht, und sie wurden von dieser Infla- 
tion auf das schwerste getroffen. 

Wir haben nach dem Regierungswechsel 
den von Ihnen und Ihren Freunden über 
Jahre gekürzten Bundeszuschuß zur Ren- 
tenversicherung wieder voll hergestellt. 
Das ist praktische Politik für die Rentner- 
Sicherung der sozialen Systeme, währen'' 
Sie die Finanzgrundlagen der Rentenver- 
sicherung durch Kürzung des Bundeszu- 
schusses geschwächt haben. 

Wenn ich da noch einmal an Ihre Worte 
erinnere, Herr Kollege Brandt, das ist 
eben der häufige Widerspruch zwischen 
Deklamation in der Öffentlichkeit und 
praktischem Handeln in der eigenen Ver- 
antwortung. 
Wir glauben mit vielen, über den Kreis 
unserer politischen Anhänger hinaus, da 

mehr private und öffentliche Investitio- 
nen, wobei das Schwergewicht auf den 
privaten liegen muß, für neue dauerhaft 
Arbeitsplätze wichtiger sind als kurzfris11 

ge Programme. 
Die soeben noch wieder kritisierten Ent' 
Scheidungen für bessere Bedingungen w 
die hart bedrängte Landwirtschaft sollefl 

den betroffenen Menschen dienen und 
vor allem auch den Bauarbeitern. 
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2um Thema Flugbenzin will ich Ihnen 
nUr in aller Kürze sagen: 
wir haben aus Ihrer Regierungszeit eine 
Situation, in der 97 % des verbrauchten 
Flugbenzins steuerlich freigestellt sind 
und 3 % nicht. Niemand kann mir erklä- 
ren, weshalb es sinnvoll ist, daß regionale 
Fluggesellschaften freigestellt sind und 
Private Schulen zur Ausbildung von Pilo- 
ten nicht. Nun gibt es die Alternative, für 
^ie sehr vieles spricht, alle wieder in die 
^Steuerung einzubeziehen. Das haben 
S[e nicht erreicht und das ist auch heute 
n,cht konsensfähig. Aber wenn die An- 
ziehung in die eine Richtung nicht mög- 
lch ist, in Ihrer Zeit nicht möglich war 

uud auch in unserer Zeit politisch nicht 
Möglich ist, ist es richtig, die Abgrenzung 
JJJ die andere Richtung vorzunehmen, 
^abei sage ich offen: Das ganze Thema 
^ird sjch wieder einmal als Thema der 
^üi*opäischen Steuerharmonisierung stel- 
!er». Im Moment tun wir einen Schritt zur 
erwaltungsvereinfachung und zur Klar- 

stellung. 
Der Kollege Brandt hat gesagt: Eine 
"ächste Rezession kommt sicher. Das ist, 
^'aube ich, ein sehr wichtiger Punkt. Ich 
föchte es anders formulieren: Eine Ab- 
Schwächung der Konjunktur kommt ei- 
j^s Tages sicher, aber wir müssen zwei 

"ige tun und das berührt den Kern un- 
^rer Strategie, unseres Denkens und 
Handelns: 
t> 

Tutens müssen wir das uns Mögliche tun, 
amit dieser Konjunkturzyklus eine mög- 
est lange Periode des Wachstums bringt 
,cht nur im Interesse der Ökonomie, son- 
ern auch im Interesse der Menschen. 

Seitens müssen wir durch unsere Finanz- 
id Wirtschaftspolitik unsere Volkswirt- 

Jhaft so stabil, so wetterfest machen, daß 
n Konjunkturabschwung uns möglichst 
c"tt wieder in eine Rezession mit einem 
ark schrumpfenden Sozialprodukt hin- 
führt mit all den sozialen und menschli- 

chen Härten, die wir noch bis heute verspü- 
ren. 
Eine Garantie dafür kann bei den welt- 
wirtschaftlichen Verflechtungen für die 
Zukunft niemand übernehmen, aber die 
Erfahrung der letzten Rezession Anfang 
der 80er Jahre zeigt, daß es von Japan bis 
zur Schweiz Länder gab, ich habe sie hier 
in anderen Zusammenhängen mehrfach 
zitiert, die diese Zeit einer weltweiten 
Konjunkturabschwächung und weltwirt- 
schaftlicher Erschütterungen besser über- 
standen haben, die nicht wie wir in jene 
schlimme Schrumpfung der volkswirt- 
schaftlichen Daten hineingeraten sind. 

Wir sollten eine ernsthafte Diskussion 
darauf konzentrieren, was wir denn tun 
müssen und tun können, um uns auf 
möglicherweise einmal wieder schwieri- 
gere weltwirtschaftliche Bedingungen 
vorzubereiten. 

Dazu gehört eine Finanzpolitik, die nicht 
die alten Fehler, die Fehler der 70er Jah- 
re, im Gewände neuer schöner Über- 
schriften wiederholt. 
Herr Kollege Brandt, Sie haben in Ihrem 
Beitrag die Frage der gemeinsamen Ver- 
antwortung, die Frage der Gemeinsam- 
keit, aufgeworfen. Diese Frage haben wir 
alle immer wieder sehr ernst zu nehmen. 
Ich muß allerdings offen sagen, daß man- 
ches, was hier von einzelnen Ihrer Freun- 
de, wenn ich etwa an den zweiten Haupt- 
sprecher der Sozialdemokratie, den Abge- 
ordneten Schröder (Hannover), denke, 
geboten wurde, Gemeinsamkeit nicht 
stärkt, sondern zerstören kann. 

Der Herr Schröder (Hannover) hat hier, 
ich sage das nur zum Thema „gemeinsa- 
me Verantwortung", Dinge gesagt, die 
unglaublich sind. 
Ich will nur zwei Sätze zitieren. Herr 
Schröder sagt: 

Ich denke, fär diese Regierung müßte eine 
neue Hymne geschrieben werden. Ich habe 
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Norbert Blüm 

Zuversicht auf der Grundlage 
der Solidität 
Solidität zahlt sich aus. Die Bürger 
spüren es: Es geht aufwärts. Die Real- 
löhne steigen wieder. Die Arbeitsplät- 
ze sind sicherer geworden. Es gibt 
200000 zusätzliche Arbeitsplätze in 
diesem Jahr. Der Sachverständigenrat 
überschreibt sein Jahresgutachten 
1985/86 mit dem Satz „Auf dem Weg 
zu mehr Beschäftigung" und progno- 
stiziert für dieses und nächstes Jahr ei- 
ne Zunahme der Beschäftigung um ei- 
ne halbe Million! 

Wir stehen auf festem Boden 
1. Die Rentenfinanzen sind wieder gesi- 
chert. 
2. Das Defizit der Bundesanstalt für Ar- 
beit ist verschwunden. 

3. Die Inflation ist beseitigt und die Neu- 
verschuldung ist gesenkt. 
Solidität ist das Fundament der Zuver- 
sicht. Pessimismus macht Zuversicht 
Platz.Viele haben an dieser Wende mitgc 
wirkt. Durch ihre Anstrengungen und 
durch Sparsamkeit. 
Jetzt trägt eine Politik Früchte, die nicht 
mehr verteilen will als erwirtschaftet wuf 
• Realismus ist besser als Radikalismus' 
• Initiativen sind besser als Illusionen. 
• Solidarität ist sozial. 
Ende 1982 und Ende 1985 sind ein Kon- 
trastprogramm: Im Jahresgutachten 1982 
zum Zeitpunkt des Regierungswechsels 
erstellt lautete das Urteil der Sachverstäfl' 
digen, 

lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll"11"^ 

worden. Herr Kollege Brandt, Sie haben 
zu wichtigen Fragen der internationalen 
Politik, der Sicherheitspolitik und der R11' 
stungsbegrenzung geredet. Das will ich ,ri 

der Kürze der Zeit im einzelnen nicht in- 
haltlich aufnehmen. 
Ich will aber eines sagen: Es läßt sich 
nicht bestreiten, daß in den zentralen Fr3' 
gen der Sicherheitspolitik, in dem Kon- 
flikt über Nachrüstung Ihre Partei die k1' 
nie der Regierung Schmidt verlassen ha1- 
Das läßt sich nicht bestreiten. 

Ihnen einige Begriffe genannt, die dafür in 
Frage kommen: Egoismus und Zwietracht 
und Spaltung. 
Diese Verunglimpfung unserer National- 
hymne und diese Verunglimpfung der Mit- 
glieder der Bundesregierung macht jedes 
Reden von Gemeinsamkeit aus Ihren Rei- 
hen unglaubwürdig, solange das nicht in 
Ordnung gebracht wird. 
Jedem entfährt in der Hitze des Wort- 
wechsels einmal ein unbedachtes Wort. 
Keiner ist davon frei. Das war eine von 
der ersten bis zur letzten Zeile aufge- 
schriebene Rede der Niedertracht. Ich 
bitte Sie, Herr Brandt, bringen Sie das in 
Ordnung, wenn Sie hier noch einmal von 
Gemeinsamkeit sprechen wollen. 
Auch in wichtigen politischen Sachfragen 
sind die Gegensätze seit 1982 größer ge- 

Es ist eines der bedeutendsten Verdienste 
des von Ihnen und Ihren Freunden ge- 
schmähten Bundeskanzlers Helmut Kohl« 
daß er in schweren inneren Auseinanders«1' 
zungen überzeugend diesen verantwor- 
tungsbewußten Kurs der Sicherheitspolit1* 
des Bündnisses durchgesetzt hat. 
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"daß gegenwärtig die Zeichen der Krise 
die Chancen auf längere Sicht allzusehr 
Verdunkeln". 
'm Sachverständigengutachten 1985 heißt 
es dagegen: „ Der Aufschwung in der Bun- 
desrepublik entfaltet sich auf solider Ba- 
sis. " 
l982 schrieben die Sachverständigen: 
»Die wirtschaftlichen Erwartungen in der 
Bundesrepublik erscheinen noch schlechter 
Q,s anderswo in der Welt." 
^eute liest sich die Prognose so: 
'•uie Voraussetzungen für mehr Beschäfti- 
gung und mehr Wachstum sind besser als 
Qnderswo in Europa." 
Jamals Krise und Pessimismus, heute 
Aufschwung und Optimismus. 
konsolidieren ist ein Marathonlauf. 
sPrinter schaffen die Distanz Stabilisie- 
rung nicht. Wir haben durchgehalten und 
*eine Augenblickspolitik gemacht: Ge- 
&en Untergangsspezialisten, Katastro- 
Phenprofis und Miesmacherexperten. 
Impute können wir den Beweis antreten: 

'e Sparopfer haben sich gelohnt, das 
chlimmste liegt hinter uns. Die Früchte 
er Solidität beginnen zu reifen. Auch 
as Wirtschafts- und Sozialwissenschaft- 

'che Institut (WSI) des DGB bestätigt 
^versieht in seiner Herbstprognose 
°5. Es zeigte sich 

'•zum ersten Mal eine Nachfragestruktur, 
'e zu einem vorsichtigen Optimismus An- 
•" gibt, was die Dauerhaftigkeit des Auf- 

^^ungs angeht". Und weiter: Das 
Qchstum ruhe Jetzt auf einem breiteren 

Undament". 
le wirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
n haben sich weiter verbessert. Erst- 

j?als seit 1979 wird der private Verbrauch 
kommenden Jahr wieder kräftig stei- 

11 - es ist mit einem realen Anstieg von 
Und 3 % zu rechnen. 

seif 'nvest'ti°nen nehmen zu, der Auf- 
nWung kommt am Arbeitsmarkt an. 

Und die Wirtschaft bleibt optimistisch: 
83 % aller Betriebe wollen so ergab die 
Herbstumfrage des Deutschen Industrie- 
und Handelstages den Personalbestand 
sichern oder ausbauen. Auch der DGB 
prognostiziert durch sein WSI, die Inve- 
stitionsneigung werde sich „weiter festi- 
gen". 

Wir stärken den 
Sozialstaat 
Die größere Zuversicht kommt der So- 
zialpolitik zugute. Wir sichern und festi- 
gen den Sozialstaat! Denn auch mit dem 
Haushalt 1986 wird das soziale Netz wie- 
der gestärkt und dadurch haltbarer. Der 
Nachweis: 

• Wir geben 86 Mrd. DM für soziale Si- 
cherheit aus. Das ist mit Abstand der größ- 
te Bereich, über 40 % größer als der Vertei- 
digungshaushalt. 

Der Haushalt des Bundesarbeitsministe- 
riums ist der größte Einzeltitel. Er beträgt 
58,5 Mrd. DM. Während der Gesamt- 
haushalt um 1,6 % wächst, steigt der Etat 
des Arbeitsministeriums um 3 %. Der So- 
zialabbau Vorwurf prallt gegen die Wand 
der Tatsachen. 

• Wir geben pro Kopf der Bevölkerung 
rund 800 DM mehr an Soziaileistungen 
aus als im letzten Jahr der SPD-Regie- 
rung. Wieso, Herr Vogel, werfen Sie den 
„Mehrmachern" vor, sie würden weniger 
tun? 

Das Sozialbudget ist seit 1982 von 525 
auf 575 Mrd. DM gestiegen. 

1985 gab es erstmals seit 10 Jahren keine 
Kürzung mehr im Sozialhaushalt. 

• Niemals in der Geschichte wurde mehr 
für die soziale Sicherung getan als heute. 
Darauf bin ich stolz. 
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Inflation ist Einbruch in 
soziale Sicherheit 
Wir haben die Inflationsrate mehr als hal- 
biert. Davon profitieren die „kleinen Leu- 
te". Eine hohe Inflationsrate geht immer 
auf ihre Kosten. 3% weniger Inflation be- 
deuten für den durchschnittlichen Arbeit- 
nehmerhaushalt 1 200 DM Kaufkraftge- 
winn. Das entspricht 3 Monatsmieten! 
Und dem durchschnittlichen Rentner- 
haushalt bringt die gesunkene Inflations- 
rate 810 DM mehr Kaufkraft pro Jahr. 
Das entspricht 9 Monatsausgaben für Be- 
kleidung und Schuhe. 
Stellen Sie sich vor, wir hätten beschlos- 
sen, dem Arbeitnehmer 3 Monatsmieten, 
dem Rentner 9 Monate Bekleidung und 
Schuhe zu bezahlen. Die Koalition wäre 
in den Himmel der Sozialheiligen aufge- 
nommen worden. Aber unsere Preisstabi- 
lität hat dasselbe erreicht. Leider nur lei- 
se. Die Verteilungspolitiker haben einen 
Wettbewerbsvorteil: Ihre Maßnahmen 
sind laut. Solide Politik ist langsam und 
leise. Illusionspolitik ist laut und trüge- 
risch. 
Die Sparerschutzgemeinschaft wies am 
18.11.1985 darauf hin, daß der stabilere 
Geldwert den Sparern eine Substanzein- 
buße von 80 Mrd. DM im Jahr erspart. 

Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaft- 
liche Institut des DGB meint: 
„ Das Preisniveau in der Bundesrepublik ist 
praktisch stabil." 
Und alle Fachleute bestätigen uns, daß 
die hohe Geldwertstabilität fortdauert. 
Auch das WSI des DGB schreibt: 
„Die Inflationsrate geht, unterstützt durch 
die Aufwertung der DM und sinkende Im- 
portpreise, weiter zurück. Auch der Anstieg 
der Beschäftigung stützt die reale Kauf- 
kraft." 
Wer uns nicht glaubt oder wer den unab- 
hängigen Forschungsinstituten gegenüber 

skeptisch ist: Auch der DGB bestätigt da* 
mit die Richtigkeit unserer Politik für die 
Arbeitnehmer! 
Schluß mit der Inflation heißt Schluß mit 
dem Diebstahl bei den kleinen Leuten. 

Renten gesichert 
Beispiel Rentenversicherung. Ohne unse- 
re Sanierungsmaßnahmen wäre die Ren- 
tenversicherung im Sommer 1983 zah- 
lungsunfähig gewesen. Wir haben ihr wie' 
der Luft verschafft. Unsere Maßnahmen 
geben den Rentenkassen über 60 Mrd. 
DM zusätzlich. Und auch das Plus bei 
den Beschäftigten macht sich konkret in 
den Rentenkassen bemerkbar: 100000 z»»' 
sätzlich Beschäftigte bedeuten 700 MilH0' 
nen DM Rentenbeiträge. 200000 mehr 
Beschäftigte sind 1,4 Mrd. Mehreinnah- 
men. Das ist Einnahmeverbesserung oh- 
ne Beitragserhöhung. Die älteren Mitbüf' 
ger können sich auf ihre Rentenversiche- 
rung verlassen. Rentensicherheit ist die 
wichtigste Aufgabe unserer Rentenpoli- 
tik. 

Was haben wir in der 
Rentenversicherung getan? 
Wir haben die Rentenversicherung kon- 
solidiert und die ersten Bausteine für die 
Strukturreform geliefert. Der Weg der 
Strukturreform kann jetzt behutsam und 
überlegt beschritten werden. Das Haus 
der Rentenversicherung wird nicht abge' 
rissen, um einem Neubau Platz zu ma- 
chen. Die gute alte Rentenversicherung 
wird renoviert, damit sie auch in stürm«' 
sehen Zeiten wetterfest bleibt. 
Unsere Konsolidierung hat die Einsturz' 
gefahr beseitigt. In Ruhe und mit Beson' 
nenheit können wir jetzt den Umbau be- 
treiben. Das nenne ich solide Rentenp0' 
tik. 
Die Fachleute bestätigen uns dies. 
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falter Quartier, der Stellvertretende Vor- 
sitzende der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte, sagte am 4. September 
'985 in der „Welt": 
»Die Beiträge fließen besser als erwartet, 
wir haben keine Schwierigkeiten, die Ren- 
ten aus eigenen Mitteln zu zahlen. Wenn 
es keinen wirtschaftlichen Einbruch gibt, 
"fauchen wir bis 1990 auch keine Beitrags- 
erhöhung. " 

Und der Vorstandsvorsitzende des Ver- 
bandes Deutscher Rentenversicherungs- 
träger, Dr. Werner Doetsch, sagte am 6. 
November 1985: 
»Die Finanzierung der Rentenversicherung 
lst mittelfristig als gesichert anzusehen, 
^enn ihr keine neuen Verpflichtungen auf- 
erlegt werden." 
deshalb meine Bitte: Hört auf mit der Pa- 
D'kmache! Spielt nicht mit der Angst der 
a,teren Mitbürger! 

^nke Fuchs behauptete am 8.11.1985 
schon wieder: 
»Der Vorwurf der Rente auf Pump ist ge- 
rechtfertigt." 

7 as soll das? Wir benötigen noch nicht 
Jnmal das bereitstehende Betriebsmittel- 
darlehen des Staates. Die Einnahmen 
^nd besser als wir selbst geschätzt haben. 
Jrle Lage ist besser als die Erwartung. 
üas ist besser als umgekehrt, denn Beitra- 
gs Werden aus der Lage und nicht von 

en Erwartungen gezahlt. 

6s gibt keine 
^entenrevolution 

le Rente muß beitragsbezogen bleiben, 
artl't sie auch weiterhin ein Alterslohn 
ür Lebensleistung bleibt, 
n der Rentenversicherung gilt in erster 
•nie das Äquivalenzprinzip: „Leistung 
r Gegenleistung." Sozialer Ausgleich 

muß dagegen vorwiegend durch die 
Steuerzahler finanziert werden. 
Was will die SPD? Einerseits kritisiert 
sie, wir hätten zuviel gespart. Anderer- 
seits mäkelt sie, die Rentenversicherung 
habe zuwenig Geld in der Rücklage. Und 
drittens schlägt sie massive Ausgabenstei- 
gerungen vor. Und viertens wirft sie uns 
Beitragserhöhungen vor. 

Mehr Ausgaben für weniger Einnahmen, 
das ist die sozialdemokratische Mengen- 
lehre. Mathematiklehrer Johannes Rau! 

Allein in den Bereichen Rentenversiche- 
rung und Arbeitsförderung hat die SPD 
in den letzten 3 Jahren Vorschläge vorge- 
legt, die in dieser Legislaturperiode 100 
Mrd. DM gekostet hätten. Zusätzlich! 
Und die GRÜNEN mochten nicht nach- 
stehen: Sie hatten nur für den Haushalt 
1985 bereits Mehrausgaben von 30,4 
Mrd. DM beantragt. 
Von Umverteilungserwartungen trunken, 
organisiert die SPD den fröhlichen Be- 
triebsausflug in den Steuerstaat ohne 
Rückkehr. 

Friedhelm Farthmann schlug am 5. No- 
vember in der „Westdeutschen Allgemei- 
nen Zeitung" vor, die Lohn und Einkom- 
mensteuer um 10% anzuheben. Wie weit 
sind die Sozialdemokraten eigentlich von 
dem Arbeitnehmer entfernt? Selbst ein 
Durchschnittsverdiener muß von jeder 
zusätzlich verdienten Mark bereits mehr 
als 51 Pfennig an das Finanzamt und an 
die Sozialversicherung abgeben. Der 
Durchschnittsverdiener ist nicht Herr 
Flick, sondern der Facharbeiter Maier, 
Müller, Schulze ... 

Arbeiter, die SPD will Euch mehr Geld ab- 
nehmen! 

Der staatlich finanzierte Betreuungsstaat 
hat viel Gemeinsamkeit mit dem zoologi- 
schen Garten: Wohlbehütet, aber ohne 
Auslauf; Freiheit unbekannt! 
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Übersicht der Einzeletats (in Millionen Mark) 

Soll 
1985 

Entwurf 
1986 

Ver- 
änderungen 

in Prozent 

Bundespräsidialamt 17,0 18,6 +_9^ 

Bundestag 420,5 474,3 + 12J 
Bundesrat 11,1 12,6 + ii 
Bundeskanzleramt 479,3 501,6 +  4^6 

Auswärtiges Amt 2435,7 2470,6 +   1 
Inneres 3 703,1 3 826,3 +   i 
Justiz 378,3 385,8 +   2J 
Finanzen 3811,7 3 465,6 -  9J 
Wirtschaft 5021,0 4771,7 -  5I 
Agrar 6580,8 6924,2 +j£ 
Soziales 56846,7 58489,9 + I 
Verkehr 25182,7 25411,8 +  0? 
Post 15,0 15,4 + 1 
Verteidigung 49014,4 49911,1 ^Jl 
Familie 16074,4 18214,2 + ö| 
Bundesverfassungsgericht 12,9 13,5 +Jl 
Bundesrechnungshof 42,7 41,7 - 2£ 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit 6615,2 6787,2 +  2J 
Bau 5 899,1 5799,6 - 11 
Innerdeutsch 623,4 769,1 + 2l£ 
Forschung 7 193,2 7410,8 + J 
Bildung 4020,0 4057,8 +Jl 
Bundesschuld 33 135,2 34158,6 + ß 
Versorgung 9993,7 9 550,1 -J> 
Verteidigungslasten 1 709,0 1767,2 +jl 
Zivile Verteidigung 827,7 851,6 +3? 
Allgemeine Finanzverwaltung 19276,3 17379,0 -3 
Gesamt 259340,0 263480,0 +3 
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Alfred Dregger: 

SPD hat die Regierungs- und 
Oppositionsfähigkeit verloren 
Die SPD ist zur Zeit ohne klares Pro- 
'>!• Sie ist auf allen Feldern der Poli- 
tik in hohem Maße unglaubwürdig, 
k'e hat die Regierungs- und die Oppo- 
?>tionsfähigkeit verloren, sagte Alfred 
~regger in der Haushaltsdebatte im 
deutschen Bundestag. 

fo der Wirtschafts-, Finanz- und Sozial- 
politik ist die Glaubwürdigkeitslücke der 
^pD an niemandem besser zu verdeutli- 
chen als an ihrem Kanzlerkandidaten Jo- 
annes Rau. Wenn man sein berühmtes 
"Express"-Interview vom 16. 10. 1985 
lest, von dem er unter dem Druck der öf- 
entlichen Meinung selbst abrücken muß- 
e> dann fragt man sich, ob Herr Rau nur 

le sen läßt oder ob er selber liest. Entwe- 
er ist sein eigener Wissensstand er- 

Schreckend gering oder was schlimmer 
äre er macht den Bürgern bewußt etwas 
0r- In seinem eigenen Land hat er sozia- 
e Leistungen, ich nenne nur die Stich- 
ele Familienerholung, Altenhilfe, Aus- 
."dungsförderung und Behindertenein- 
cntungen, rigoros gekürzt. Wer sich so 
erhält, der kann sich nicht vor der deut- 

^hen Öffentlichkeit als sozialpolitischer 
underheiler aufspielen, der das Manna 

bezahlbarer Wohltaten vom Himmel 
re8nen läßt. 
b 

au ist aber nicht nur sozialpolitisch un- 
^ubwürdig. Für seine Finanzpolitik gilt 
asselbe. Sein eigener Finanzminister hat 
^ den Bankrott vorausgesagt, falls er so 

. e'termacht. In dem berühmten Posser- 
sj
r,ef heißt es, NordrheinWestfalen habe 
Cn in den letzten Jahren Jahr für Jahr 
1,1 drei bis vier Milliarden DM übernom- 

men. Dazu Posser wörtlich: „Es liegt auf 
der Hand, daß sich eine solche Verschul- 
dungspolitik nur wenige Jahre durchhal- 
ten läßt, weil die dramatisch steigenden 
Zinslasten den Haushalt sonst in Kürze 
geradezu erdrosseln würden, wie am ab- 
schreckenden Beispiel anderer hochver- 
schuldeter Länder (Brasilien, Mexiko, Po- 
len, aber auch Bremen und das Saarland) 
zu studieren ist." 

Es ist eine beklemmende Vorstellung, daß 
dieser Mann die mühsam errungene Sta- 
bilität unseres Wirtschafts- und Sozialsy- 
stems wieder in Frage stellen könnte. 

Wie steht die SPD zur Bundeswehr und 
zur Landesverteidigung? An 
Glückwunschadressen zum 30jährigen 
Bestehen der Bundeswehr hat die SPD- 
Spitze nicht gespart. Aber wie läßt sich 
das vereinbaren mit der Erklärung ihres 
Präsidiumsmitglieds Lafontaine, Wehr- 
dienstverweigerung sei „geradezu eine 
moralische Pflicht"? Wie kann es die 
SPD zulassen, daß unsere jungen Wehr- 
pflichtigen, die das tun, was wir kraft Ge- 
setzes von ihnen fordern, in dieser un- 
glaublichen Weise moralisch abqualifi- 
ziert werden? 

Vor einem Jahr wurden junge Soldaten 
bei den Manöverbehinderungen, zu de- 
nen die sogenannte Friedensbewegung 
aufgerufen hatte, tätlich angegriffen und 
als „Faschisten und Hitlersöhne" be- 
schimpft. 

Die Herren Brandt und Vogel haben 
nicht diese Exzesse, aber die Aktionen 
derer unterstützt, von denen sie ausgin- 
gen. Auch ohne Exzesse wäre das absolut 
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unvertretbar gewesen. Nachdem sie pas- 
siert waren, wäre eine scharfe Reaktion 
gerade von ihnen dringend gewesen. Sie 
unterblieb. Erst als wir die SPD hier im 
Bundestag stellten, kam es zu verlegenen 
Ausreden. Zu Helmut Schmidts und Ge- 
org Lebers Zeiten wäre das nicht denkbar 
gewesen. Aber jetzt bestimmen Lafontai- 
ne und Eppler den Kurs. 

Wie steht die SPD zur Allianz? Der desi- 
gnierte SPD-Kanzlerkandidat Rau hat er- 
klärt, er werde alles daransetzen, den 
NATO-Doppelbeschluß wieder rückgän- 
gig zu machen. Helmut Schmidt hat den 
Doppelbeschluß in der Nato initiiert. 
Sein zeitweiliger außenpolitischer Bera- 
ter, Professor Karl Kaiser von der Deut- 
schen Gesellschaft für Auswärtige Poli- 
tik, hat am 13. Oktober 1983 im „Vor- 
wärts" erläutert, welche Bedeutung der 
NATO-Doppelbeschluß besitzt: 

Die SPD hat diese ernsten Warnungen ih- 
res prominenten Parteifreundes und au- 
ßenpolitischen Experten in den Wind ge- 
schlagen. Die Frage nach den Beweg- 
gründen beantwortet Frau Gesine 
Schwan, Mitglied der SPD, ehemaliges 
Mitglied der SPD-Grundwertekommis- 
sion. Sie schrieb in der sozialdemokrati- 
schen Theorie-Zeitschrift „Die neue Ge- 
sellschaft" (Ausgabe vom 15-Oktober 
1983): Die Systemfrage, d. h. „die Bedro- 
hung der westlichen Freiheit" wird von 
der SPD nicht mehr gestellt. Nur wer auf 
diese Frage verzichte — so Frau Schwan — 
und „die Augen vor der sowjetischen Be- 
drohung" verschließe, könne den Dop- 
pelbeschluß bekämpfen. „Wer sich so 
verhält, dem bedeutet die Erhaltung der 
westlichen Freiheit nicht viel." 

Herr Rau hat mit seiner unverantwortli- 
chen Ankündigung, er werde den Dop- 
pelbeschluß rückgängig machen, das Ur- 
teil Gesine Schwans nur bestätigt. Und 
da behauptet die SPD, sie bekenne sich 

zum Bündnis und zu dessen ideellen und 
moralischen Fundamenten! 
Die SPD ist auch in der Deutschlandpoli- 
tik nicht mehr glaubwürdig. Im Godes- 
berger Programm heißt es noch: Die SPP 
„steht zum Grundgesetz der Bundesrepv 
blik Deutschland. In seinem Sinne er- 
strebt sie die Einheit Deutschlands in ge- 
sicherter Freiheit. Die Spaltung Deutsch- 
lands bedroht den Frieden. Ihre Über- 
windung ist lebensnotwendig für das 
deutsche Volk. Erst in einem wiederver- 
einten Deutschland wird das ganze Volk 
in freier Selbstbestimmung Inhalt und 
Form von Staat und Gesellschaft gestal- 
ten können". 
Diese klare Position gilt heute nicht mehr 

in der SPD. In der SPD sind diese Aussa- 
gen nicht mehr mehrheitsfähig. Sonst hä1' 
te Herr Rau die bedauerliche Äußerung 
des italienischen Außenministers Andre- 
otti zur deutschen Frage nicht mit unver- 
hohlener Genugtuung kommentiert. 
Sonst hätten Herr Apel und viele andere 
in der SPD nicht gesagt, die deutsche 
Frage sei nicht mehr offen. Sonst hätte 
Herr Lafontaine nicht die gemeinsame 
Staatsbürgerschaft der Deutschen in Fra- 
ge gestellt, wie jetzt in Ost-Berlin. 
Dieses unwürdige Hin und Her der SPP 
ausgerechnet dann, wenn es um DeutsC"1' 
land geht, erhellt die Kluft, die sich zwi- 
schen der SPD des Godesberger Pro- 
gramms und der SPD von heute aufget^ 
hat. 

t 

Innerdeutsche Bilanz 
Der Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen, Windelen (CDU), hat eine 

positive Jahresbilanz zum Verhältnis be' 
der deutscher Staaten gezogen. Wie W>^ 
delen in Bonn betonte, hat sich vor allerfl 

der deutsch-deutsche Reise- und Besu- 
cherverkehr merklich gebessert, auch & 
Transitverkehr von und nach West-Ber'1 

habe deutlich zugenommen. 
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Kohls Politik beginnt 
2u greifen 
Wer gestern Bundestagsabgeordneten der 
Koalition begegnete, die aus ihren Wahl- 
kreisen zur Etatdebatte in Bonn anreisten, 
S(*h erstmals seit einiger Zeit wieder zufrie- 
dene Gesichter. Erleichtert berichteten sie 
v°n einem Stimmungswandel. Die Zuver- 
sicht verdränge allmählich das Selbstmit- 
leid, die Politik von Bundeskanzler Helmut 
Kohl beginne „zu greifen", nicht nur in der 
^dche, sondern auch in den Köpfen der 
Leute. Die Welt, 26. November 1985 

®er vom Bundestag beschlossene Haushalt 
'ür J986 ist eine alles in allem gelungene 
Ausgabe: der Sparkurs wird fortgesetzt, die 
^ohn- und Einkommensteuer wird 1986 bei 
Mobilen Preisen gesenkt. Jeder Steuerzah- 
er hat mehr Geld in der Brieftasche. 

^'" solider Haushalt und die Steuerentla- 
s'ung um 11 Milliarden: das wird den wei- 
eren Aufschwung stützen. Die gute Kon- 

junktur wird sich also 1986 ungebrochen 
fortsetzen. Der Haushalt 1986 ist auch eine 
%ute Grundlage für den weiteren Zuwachs 
^"Arbeitsplätzen. 

Bild-Zeitung, 30. November 1985 

er Aufschwung der westdeutschen Wirt- 
Cn°-ft ist weitaus stärker als die Regierung 
gartet hatte. Die Inflationsrate ist im tie- 
en Keller angelangt. Der Wert der Deut- 
en Mark kann wenigstens um weitere 

jhn bis 15 Prozent ansteigen, bevor die 
eu,schen Exporte beeinträchtigt würden. 

New York Times, 30. November 1985 

'e Haushaltsdebatte bestätigte, daß der 
Ufldeskanzler mit Stoltenberg eine hervor- 

QSende Wahl getroffen hat. Der Mann 
erkörpert vom Scheitel bis zur Sohle Ge- 

diegenheit, Solidarität und Kompetenz. Ei- 
ne ähnlich gute Wahl hat Kohl mit Blüm 
getroffen. Auch dies wurde deutlich. Denn 
bei keinem Politiker der Union wirkt der 
Vorwurf der sozialen Demontage abwegi- 
ger als bei diesem Sozialminister. Nur ein 
Tor oder ein Demagoge könnte ihm nach- 
sagen, er betreibe eine Politik, die die Rei- 
chen reicher und die Armen ärmer mache. 

Neue Presse, 29. November 1985 

Wer in diesen Tagen die Gelegenheit hatte, 
einen vom Zwang zur öffentlichen Selbst- 
darstellungfreien Helmut Kohl sozusagen 
Auge in Auge zu erleben, kann über seine 
Lockerheit nur staunen. Kohl kann in vie- 
len Bereichen der Politik behaupten, nicht 
nur recht gehabt, sondern durch die Ent- 
wicklung auch recht bekommen zu haben. 
Der Wind, der Kohl lange und kräftigt ins 
Gesicht blies, hat sich gedreht. Kohl spürt 
ihn jetzt im Rücken. 

Kölner Stadt-Anzeiger, 2. Dezember 1985 

Die SPD ist ein Jahr vor der Bundestags- 
wahl in die Defensive geraten. So hat es 
Johannes Rau, Spitzenkandidat der So- 
zialdemokraten, folgerichtig vorgezogen, 
dem Parlament, in dem er als Bundesrats- 
mitglied jederzeit reden kann, in diesen 
Tagen fernzubleiben. Zu viele Fragen wä- 
ren ihm dort gestellt worden, Fragen, auf 
die er keine Antwort hat; von der riesigen 
Verschuldung Nordrhein- Westfalens ange- 

fangen über seine eigene Position als 
Kanzlerkandidat im Wartestand bis hin zu 
den unterschiedlichen Positionen in der 
SPD über Sicherheits-, Außen- und Wirt- 
schaftspolitik. So mußte zwangsläufig der 
Eindruck entstehen, der Spitzenmann der 
SPD kneife. Ein peinlicher Eindruck, denn 
Aufgabe der Opposition ist es doch, die Re- 
gierung anzugreifen und sich selbst als die 
bessere Alternative vorzustellen. 

Stuttgarter Zeitung, 30. November 1985 
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Heinrich Krone wurde 90 Jahre alt 
Heinrich Krone, ein Mitgestalter des de- 
mokratischen Wiederbeginns nach 1945, 
einer der Mitgründer der CDU in Berlin, 
ein Weggefährte und enger Vertrauter 
Konrad Adenauers über nahezu zwei 
Jahrzehnte hinweg, feierte am vergange- 
nem Sonntag seinen 90. Geburtstag. Sei- 
ne Frau vollendete am gleichen Tag eben- 
falls ihr 90. Lebensjahr. Wer Heinrich 
Krones Lebensweg nachzeichnet und sein 
politisches Wirken für Deutschland wür- 
digt, beschreibt ein Stück Zeitgeschichte 
und schlägt zugleich ein wesentliches Ka- 
pitel in der Geschichte der Christlich De- 
mokratischen Union Deutschlands auf, 
stellt Alfred Dregger fest. Heinrich Kro- 
ne, Arbeitersohn aus Niedersachsen und 
promovierter Philologe, fand früh zur Po- 
litik. 1923, mit 28 Jahren, wurde er stell- 
vertretender Generalsekretär der Zen- 
trumspartei. Zehn Jahre lang, bis zum 
Ende der Demokratie in Deutschland, be- 
hielt er dieses Amt. 1925 kam er als jüng- 
stes Mitglied für Berlin und Potsdam in 

den Reichstag. Er war ein standfester De- 
mokrat. 1933 begannen harte Jahre für 
Heinrich Krone. Er verlor seinen Beruf 
und mußte seine Familie als Vertreter er- 
nähren. Nach dem 20. Juli 1944 geriet er 
für mehrere Monate in Haft, weil er zum 
Freundeskreis um Jakob Kaiser zählte. 

Nach dem Krieg gründete er mit Jakob 
Kaiser und Andreas Hermes, Männern 
des aktiven Widerstandes gegen Hitler, 
1945 in Berlin die Christlich Demokrati- 
sche Union. Heinrich Krone hat in den 
zwanzig Jahren, die er als Abgeordneter 
für Berlin dem Deutschen Bundestag an- 
gehörte, viele hohe Ämter bekleidet. Sein 
Rat hatte großes Gewicht. Er ist wie Hel- 
mut Kohl einmal gesagt hat neben Kon- 
rad Adenauer selbst und Ludwig Erhard 
der dritte bedeutende Repräsentant der 
Adenauer-Ära und hat entscheidenden 
Anteil daran, daß der freiheitliche 
Rechtsstaat in Deutschland wieder ein fe' 
stes Fundament gewann. 

Bildungsofferten der Konrad-Adenauer-Stiftung 
Wer die Zukunft gestalten will, muß sach- 
kundig sein. Er muß wissen, was für die 
jeweiligen Politikbereiche kennzeichnend 
ist, muß sich in der Diskussion um die 
besseren Lösungen behaupten können. 
Das Bildungswerk der Konrad-Adenau- 
er-Stiftung geht in seinen Eichholzer In- 
formationstagen auf zentrale Fragen der 
politischen Auseinandersetzung ein. 
Die nächsten Termine und Themen: 
• 5.1. bis 8.1.1986 
Frieden und Freiheit — Grundlagen und 
Bestimmungsfaktoren der deutschen 
Außenpolitik 
• 31.1. bis 2.2.1986 
Vereintes Europa — Traum, Hoffnung, 
Notwendigkeit 

• 12.2. bis 15.2.1986 
30 Jahre Bundeswehr — 30 Jahre Partnef 
im Bündnis 
• 23.3. bis 26.3.1986 
Mensch und Technik — „Die Technik 
muß den Menschen dienen" 
Teilnahmebedingungen: Teilnehmerbei' 
trag 40,— DM; Fahrtkosten werden er- 
stattet (Rückfahrkarte 2. Klasse der De^' 
sehen Bundesbahn/Eigenbeteiligung 
20,— DM); weitere Kosten entstehen 
nicht. 
Informationen/ Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungswerk/Schloß Eichholz 
Postfach 1331 — 5047 Wesseling 
Telefon (022 36) 7 07-1 
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Auf neuen Wegen zu neuen 
Arbeitsplätzen 
über 400 Teilnehmer hatte der wirt- 
schaftspolitische Kongreß der CDU 
»Auf neuen Wegen zu neuen Arbeits- 
Plätzen" in Osnabrück. Im Vorder- 
grund der Diskussionen standen die 
Themen „Neue Ideen für neue Arbeit" 
Und „Wir stellen ein — Kurzberichte 
aus der betrieblichen Praxis". 

'n seiner Eröffnungsrede erläuterte Mini- 
sterpräsident Ernst Albrecht „Unsere Po- 
etik für wirtschaftliches Wachstum und 
^ehr Beschäftigung". Er sagte unter an- 
drem: „Aus schrumpfendem Sozialpro- 
dukt wurde Wachstum, aus sinkenden 
Realeinkommen steigende. Der beängsti- 
gende Marsch in die Arbeitslosigkeit wur- 
de gestoppt. Die Zahl der Arbeitskräfte 
Nächst jetzt um etwa 200000 jährlich. Zu- 
gleich wurde die Stabilität des Geldwer- 
ts wiederhergestellt. Dies ist das ein- 
drucksvolle Ergebnis von nur drei Jahren 
^östlich-demokratischer und liberaler 
Politik in Deutschland." 

^•brecht unterstrich, daß dieses positive 
Ergebnis maßgeblich auf die Stabilitäts- 
Politik der Regierung Helmut Kohl zu- 
riickzuführen sei. Auch für die Zukunft 
JjUJsse an diesem Kurs festgehalten wer- 

eu. Zugleich sei es wichtig, die Wachs- 
umskräfte der deutschen Wirtschaft wei- 
erzu stärken. Dabei gehe es um qualita- 
'ves, umweltfreundliches Wachstum, 
j/'brecht forderte in diesem Zusammen- 
bog, die zu hohe Unternehmensbesteue- 
rUng und die immer noch zu steile Pro- 
zession im Einkommen- und Lohn- 
Sleuertarif abzubauen, die Lohnzusatzko- 
ten einzugrenzen und, wenn möglich, zu 
ermindern sowie den europäischen Bin- 

ner«rnarkt, das heißt den freien Verkehr 

aller Waren und Dienstleistungen, end- 
lich zu verwirklichen. 
Die Arbeitslosigkeit bleibt nach Alb- 
rechts Worten in den nächsten Jahren das 
größte Problem. Die Automatisierung der 
industriellen Produktion schreite unauf- 
haltsam voran. Überdies drängten in der 
zweiten Hälfte der achtziger Jahre die 
geburtenstarken Jahrgänge ebenso auf 
den Arbeitsmarkt wie eine steigende Zahl 
von bisher nicht berufstätigen Frauen. 
Beschäftigungsprogramme, wie die SPD 
sie fordere, seien hier wenig hilfreich. Al- 
lein zwischen 1974 und 1982 hätten die 
SPD-Regierungen für 17 solcher Pro- 
gramme über 50 Milliarden Mark ausge- 
geben und doch den rasanten Anstieg der 
Arbeitslosigkeit nicht verhindern können. 
Albrecht unterstrich mehrfach die Bedeu- 
tung des wirtschaftlichen Wachstums, 
wollte es damit jedoch nicht bewenden 
lassen. Es müsse eine große Anstrengung 
gemacht werden, um durch berufliche 
Qualifizierung die Nachfrage nach Ar- 
beitskräften und das Angebot an Arbeits- 
kräften besser aufeinander abzustimmen. 
Die Tatsache, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland eine immer größere Zahl 
von Stellen nicht besetzt werden könne 
und gleichzeitig noch erhebliche Arbeits- 
losigkeit zu verzeichnen sei, beweise die 
Bedeutung einer größeren Zielgenauig- 
keit in der beruflichen Bildung. 

Ebenso wichtig ist nach Albrechts Wor- 
ten die Bereitschaft, Arbeit zu teilen. 
Überstunden und Sonderschichten gin- 
gen zu Lasten der Arbeitslosen. Auch die 
Nebenbeschäftigung von Beamten und 
Angestellten im öffentlichen Dienst müs- 
se abgebaut werden. Vor allem aber kom- 
me es darauf an, jungen Menschen die 
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Chance zu geben, Arbeitsplätze zu teilen, 
damit keiner nach der Ausbildung vor die 
Tür gesetzt werden müsse. Albrecht ap- 
pellierte in diesem Zusammenhang an die 
Unternehmer, jungen Menschen eine 
Chance zu geben, und an die Arbeitneh- 
mer, aus Solidarität mit ihren jungen Kol- 
legen Arbeitsplätze zu teilen, und schließ- 
lich an die Gewerkschaften und Betriebs- 
räte, diesem notwendigen Akt der Solida- 
rität keine Steine in den Weg zu legen. 
In der anschließenden Podiumsdiskus- 
sion diskutierten Frau Minister Birgit 
Breuel, Senatsdirektor Karl-Joachim Kie- 
rey, der Vorsitzende des DGB-Landesbe- 
zirks, Karl Neumann, der Landesver- 
bandsleiter der DAG, Erwin Dunst, und 
der Hauptgeschäftsführer der Bundesver- 
einigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände, Dr. Ernst-Gerhard Erdmann, über 
neue Ideen für neue Arbeit. Dabei stan- 
den folgende Fragen im Vordergrund: 
• Brauchen wir mehr Flexibilität im Ar- 
beitsleben? 
• Mehr Beschäftigung durch Teilung von 
Arbeitsplätzen? 
• Führt technischer Fortschritt zu mehr 
Beschäftigung und sozialem Fortschritt? 
• Was tun die Tarifpartner? 

Nach der Rede von Frau Minister Breuel 
zum Thema „Unser Konzept heißt Sozia- 
le Marktwirtschaft" war der Nachmittag 
den Kurzberichten aus der betrieblichen 
Praxis gewidmet. Unter Leitung des wirt- 
schaftspolitischen Sprechers der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Matthias Wiss- 
mann, berichteten und diskutierten Un- 
ternehmer und Betriebsräte aus ihrer be- 
trieblichen Praxis über Neueinstellungen. 
Im einzelnen ging es dabei um mehr Be- 
schäftigung durch flexible Arbeitszeiten. 

Zum Schluß des Kongresses plädierte 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm lei- 
denschaftlich für mehr Flexibilität und 
mehr Phantasie im Arbeitsleben. 

Doppelmoral der 
SPD beim 
Umweltschutz 
Die Inbetriebnahme der neuen Anla- 
gen des Steinkohlekraftwerks Ibben- 
büren (NRW) durch den Kanzlerkan- 
didaten der SPD, Johannes Rau, rück* 
die jüngsten Forderungen von Rau und 
Genossen zu Tempolimit und Umwelt- 
schutz in ein zweifelhaftes Licht. Die 
in Düsseldorf genehmigten Stickoxid- 
Emissionen von 2500 Milligramm pro 
Kubikmeter sind mehr als das Zwölf- 
fache des im Beschluß der Umweltmi- 
nister der Länder vom April 1984 fest- 
gelegten Grenzwertes von 200 Milli- 
gramm pro Kubikmeter. 

Das ist die Doppelmoral der SPD-Um- 
weltpolitik: Einerseits wird unter Beru- 
fung auf höchste moralische Werte ein 
Tempolimit gefordert, gleichzeitig aber 
eine der größten Dreckschleudern in der 
Bundesrepublik in Betrieb genommen. 
Doch entspricht dies der schon hinrei- 
chend bekannten SPD-Linie: Maximal- 
forderungen im Umweltschutz, wenn 
man sie nicht politisch verwirklichen 
muß, aber umweltpolitische MinimalprO' 
gramme in der Regierungsverantwortung- 

Bei der Debatte im Bundestag zum Kraft' 
werk Buschhaus, für das damals genau 
die gleichen Genehmigungsbedingungefl 
vorlagen, formulierte der SPD-Fraktion«' 
Vorsitzende Hans-Jochen Vogel: 

 denn es geht nicht allein um BuschhafS- 
Es geht um die Glaubwürdigkeit der Vrti' 
weltpolitik des Bundestages und der Bun- 
desregierung. Es geht darum, ob unser 
Volk darauf vertrauen kann, daß wir der 

fortschreitenden Zerstörung unserer Um- 
welt nicht nur mit Reden begegnen, son- 
dern ihr auch Taten entgegensetzen..." 
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Diese Sätze muß Vogel dem nordrhein- 
^estfälischen Ministerpräsident Johan- 
nes Rau ins Stammbuch schreiben. Die- 
Ser will sich schließlich, wie er in seiner 
Regierungserklärung am 6. März 1985 
vor dem NRW-Landtag formulierte, mit 
seinem Umweltprogramm, mit dessen 
Hilfe er einen „Kurs der ökologischen 
Modernisierung" einschlagen möchte, 
vom Wähler „beim Wort nehmen lassen". 
Die Bundesregierung ist für solche Reden 
der falsche Adressat. Wir betreiben eine 
konsequente und erfolgreiche Umweltpo- 
Ktik. Reden ist Silber, Handeln ist Gold 
"*•* Rau redet, die Bundesregierung hat so- 
fort gehandelt. 
^n ihren Früchten sollt ihr sie erkennen: 
°as Kraftwerk Ibbenbüren bringt es an 
den Tag. 

°er SPD geht es längst nicht mehr um ei- 
ne glaubwürdige Umweltpolitik. In einem 
^DU-regierten Bundesland interpretiert 
man das Kraftwerk Buschhaus als „Na- 
gelprobe für die Glaubwürdigkeit im Um- 
weltschutz" (SPD-Umweltexperte Schä- 
fer am 31. Juli 1984 im Bundestag) und 
denunziert die Regierungspolitiker, sie 
Würden „Koalitionsinteressen über die 
^teressen der deutschen Nation" stellen 
(Exminister Apel am 31. Juli 1984 im 
Bundestag). Beim sozialdemokratisch 
verantworteten Ibbenbüren werden die 
abgeblasenen Riesenmengen an Stickoxi- 
pen flugs zu einem „praktischen Erfolg 
,,T1 Umweltschutz" (Originalton Rau bei 
~e>" Einweihungszeremonie) umgedeutet. 
Die „Süddeutsche Zeitung" kommentiert 
aPidar: „In seiner Doppelrolle als Kanz- 
lerkandidat und Regierungschef scheinen 
lhni die Sensoren abhanden gekommen 
^ sein." Und Hans Otto Bäumer, Exmi- 
n,ster unter Rau, fragt sich: „Warum lü- 
Sen sie so dreckig?" (Süddeutsche Zei- 
lung vom 2. Dezember 1985). 

ei alledem sollte nicht vergessen wer- 
en, daß die Umweltverschmutzung in 

Ibbenbüren auf die Tatenlosigkeit der so- 
zialdemokratischen Bundesregierungen 
zurückzuführen ist, die es trotz mehrfa- 
cher Forderungen der CDU acht Jahre 
lang versäumt haben, eine Großfeue- 
rungsanlagenverordnung zu erlassen. Oh- 
ne dieses Versäumnis könnte heute in Ib- 
benbüren eine moderne, entgiftete und 
umweltfreundliche Anlage in Betrieb ge- 
hen. 
Die Bundesregierung unter Helmut Kohl 
hat dagegen sofort nach ihrem Amtsan- 
tritt rasch gehandelt und nicht nur die 
längst überfällige Großfeuerungsanlagen- 
verordnung, sondern ein ganzes Maßnah- 
menbündel für eine saubere Luft in An- 
griff genommen. 
Als Fazit bleibt festzuhalten, daß auch in 
der Umweltpolitik Reden und Taten des 
Herrn Rau weit auseinanderklaffen. Auch 
im Umweltschutz gibt es zur Politik der 
Regierung Helmut Kohl keine vernünftige 
Alternative. 
••••••••••••••••••••••••••••• 
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Jo Leinen saß in der 
Radar-Falle 
Ausgerechnet der SPD-Umweltminister 
an der Saar und Verfechter eines rigoro- 
sen Tempo-Limits, ist — wie jetzt be- 
kannt wurde — mit 88 Sachen in eine Ra- 
dar-Falle gerast. Erlaubt waren 50 Stun- 
denkilometer. Jo Leinen war mit seinem 
Dienst-Mercedes unterwegs und hatte es 
offenbar sehr eilig. Auf Anfrage bestätig- 
te sein persönlicher Referent Peter Bauer. 
„Da ist etwas gewesen." Natürlich habe 
der Minister seinen Chauffeur verwarnt. 
Die CDU im Saarbrücker Landtag will 
trotzdem eine Anfrage einbringen. Für 
uns steht jetzt schon fest: Manche unse- 
rer selbsternannten Umweltpäpste gän- 
geln gern alle anderen. Nur sich selbst 
wollen sie nicht gängeln lassen. 
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EVP- und EUCD-Proteste 
beim Osloer Nobelpreiskomitee 
Die Vorsitzenden und Präsidenten der 
Christlich-Demokratischen Parteien 
in der Europäischen Volkspartei 
(EVP) und der Europäischen Union 
Christlicher Demokraten (EUCD) 
haben an das norwegische Nobel- 
preiskomitee nachfolgenden Brief 
geschrieben: 

„Sehr geehrte Damen und Herren, der 
Friedensnobelpreis, der der internatio- 
nalen Vereinigung der Ärzte zur Verhin- 
derung eines Atomkrieges' verliehen wur- 
de, soll am 10. Dezember in einer Feier- 
stunde an die beiden Vorsitzenden dieser 
Organisation, an den Amerikaner Dr. 
Bernard Lown und den Sowjetrussen Dr. 
Jewgeni Tschasow, überreicht werden. 

Wir, die Präsidenten der Christlich-De- 
mokratischen Parteien im Rahmen der 
Europäischen Volkspartei und der Euro- 
päischen Union Christlicher Demokraten 
fordern das Nobelpreiskomitee auf, den 
Preis nicht an Dr. Tschasow zu verleihen. 

Tschasow hat mit 24 anderen Mitgliedern 
der Akademie der Medizinischen Wissen- 
schaften der UdSSR einen Brief unter- 
zeichnet (veröffentlicht am 2. September 
1973 in ,Isvestia'), in welchem der Frie- 
densnobelpreisträger Andrej Sacharow 
schmählich diffamiert wird. Zweifellos 
war dieser Brief der Auftakt zu einer 
Kampagne gegen Sacharow, die zu seiner 
Verbannung nach Gorki geführt hat. Es 
ist daher nicht zu rechtfertigen, Tschasow 
am 10. Dezember, dem Tag der Men- 
schenrechte, feierlich zu ehren. Millionen 
von Menschen, die gegen die Diktaturen 
dieser Welt kämpfen, oft unter Einsatz ih- 
res Lebens, würden sich damit verspottet 
fühlen. 

Wir, die christlichen Demokraten, haben 
uns immer für die Respektierung der 
Menschenrechte in der ganzen Welt ein- 
gesetzt und wir bitten Sie deshalb, Dr. 
Tschasow aus der offiziellen Zeremonie 
auszuschließen." 
Der Brief wurde unterschrieben von: 
• Oscar Alzaga, Präsident der Partido 
Democrata Popular, Spanien 
• Flavio Cotti, Präsident der Christlich- 
Demokratischen Volkspartei der Schweiz 
• Gerard Deprez, Präsident der Parti 
Social Chretien, Belgien 
• Helmut Kohl, Vorsitzender der Christ- 
lich Demokratischen Union Deutsch- 
lands 
• Konstantin Mitsotakis, Präsident der 
Nea Demokratia, Griechenland 
• Alois Mock, Präsident der Österreich'' 
sehen Volkspartei 
• Flaminio Piccoli, Präsident der DemO' 
crazia Cristiana, Italien 
• Jean Spautz, Präsident der Christlich 
Sozialen Volkspartei, Luxemburg 
• Franz Josef Strauß, Vorsitzender der 
Christlich Sozialen Union 
• Frank Swaelen, Präsident der Christ^' 
lijke Volkspartij, Belgien 
• Piet Bukman, Präsident der Christen 
Democratisch Appel, Niederlande und 
Präsident der Europäischen Volkspartei 

Tiefflüge in die Türkei 
Bundesverteidigungsminister Manfred 
Wörner hat auf der NATO-Herbsttagung 
in Brüssel seine Allianzpartner dringend 
aufgefordert, die Einrichtung von 
Übungsplätzen für Tiefflüge und Schieß' 
Übungen in der Türkei zu unterstützen. 
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Bundesfachausschuß empfiehlt 
deutsche Beteiligung an SDI 
Der Bundesfachausschuß Sicherheits- 
Politik der CDU Deutschlands unter 
^orsitz des Bundestagsabgeordneten 
Markus Berger hat einstimmig den 
Nachstehenden Beschluß gefaßt: 

'• Die Strategische Verteidigungsinitiati- 
^e betrifft auch die europäische Sicher- 
et und die Sicherheit der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Die Bundesrepublik 
Deutschland bat deshalb an der laufen- 
den Forschung und an deren Ergebnissen 
e'n vitales Interesse. 

' Die angestrebten Forschungsziele wür- 
ben die militärpolitische Lage des westli- 
chen Verteidigungsbündnisses und des- 
en Strategie verändern. Über die Anwen- 
Ung der Forschungsergebnisse müßte 

aaher im Bündnis, dessen Ziel die Kriegs- 
erhinderung und die Wahrung der eige- 

nen Souveränität mit möglichst wenig 
Waffen bleibt, gemeinsam entschieden 
^rden. 

• Werden die anvisierten SDI-Systeme 
°steneffektiv und überlebensfähig sein, 
arm können siejceinen neuen Rüstungs- 
eUlauf einläuten. Im Gegenteil, sie führ- 

en zur Umstellung der zur Zeit durch we- 
ltlich offensive Atomwaffen produzier- 

, .n »Abschreckung" auf eine Kriegsver- 
•nderung durch wechselseitig gesicherte 
^teidigungsfähigkeit bei gesamtstrategi- 

j?ner Stabilität. Dazu ist allerdings eine 
°operation der beiden Supermächte er- 
rderlich, die über den bisherigen Rah- 
en der Rüstungskontrollgespräche hin- 
geht. Die beiderseitigen Forschungen 
'den Gebieten der Raketenabwehrsy- 

j enie und Anti-Satelliten-Systeme sollten 
kooperative Lösungen einmünden. 

• Der Vertrag über die Begrenzung von 
Sternen zur Abwehr ballistischer Rake- 

ten (ABM) von 1972 läßt Forschungsar- 
beiten zu. Alle Anzeichen sprechen dafür, 
daß die Sowjetunion seit langem neue 
Technologien erforscht, die zur Raketen- 
abwehr genutzt werden könnten; darüber 
hinaus verfügt die Sowjetunion über das 
einzige funktionsfähige ABM-System 
und modernisiert es. Forschung im Rah- 
men der Strategischen Verteidigungsin- 
itiative des amerikanischen Präsidenten 
ist deshalb gerechtfertigt. Der amerikani- 
sche Präsident hat in diesem Zusammen- 
hang eine restriktive Interpretation des 
ABM-Vertrages zugesagt. Dies sollte gel- 
ten, solange keine anderweitigen gemein- 
samen Vereinbarungen getroffen worden 
sind. 
5. Selbst bei vollem Erfolg der SDI-For- 
schung werden mit ihrer Hilfe nicht alle 
Sicherheitsfragen gelöst werden können. 
Andere, bisher von den atomaren Fragen 
überlagerten Probleme könnten ein stär- 
keres Gewicht erlangen. Dabei muß be- 
dacht werden, daß Europa und die ameri- 
kanischen Bündnispartner von einem 
zum großen Teil unterschiedlichen Spek- 
trum der Waffensysteme bedroht sind. 
6. Europa müßte zusammen mit der SDI 
und in Ergänzung dazu seine spezifischen 
militärischen Probleme lösen, die z. B. 
auf die Bedrohung seitens des Warschau- 
er Paktes durch 

• Mittel- und Kurzstreckensysteme 
• zahlenmäßig überlegene Luftstreitkräf- 
te auf hohem qualitativem Niveau 
• die mehrfache Überlegenheit an kon- 
ventionellen Landstreitkräften, die zu- 
dem für den Angriff optimiert sind 
zurückzuführen sind. 
7. Dies wird besser gelingen, wenn die 
Europäer auf die Forschungsziele und In- 
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halte der SDI Einfluß gewinnen und über 
die Ergebnisse verfügen können. 
8. Deshalb empfehlen wir die deutsche 
Beteiligung an der SDI-Forschung. 
9. Die forschungspolitische und indu- 
striepolitische Zusammenarbeit sollte da- 
bei auch im Interesse der deutschen Insti- 
tute und des eventuellen zivilen Nutzens 
ihrer Forschungsergebnisse durch eine 
Regierungsvereinbarung gesichert wer- 
den, die über die bisherigen unzureichen- 
den Regelungen des Geheimschutzab- 
kommens von 1970 hinausreicht. 
10. Die Bundesrepublik Deutschland 
sollte darauf hinwirken, daß die europäi- 
sche Beteiligung an der SDI auf europäi- 
scher Ebene abgestimmt wird. Europa 
muß im Zusammenhang mit der SDI sei- 
ne Interessen definieren und seine Pro- 
bleme möglichst gemeinsam lösen. 
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Hamburger CDU: 
Programm 
gegen Zukunftsangst 
Der CDU-Programmentwurf „Hamburg 
1990" ist nach Ansicht des Parteivorsit- 
zenden Jürgen Echternach eine Antwort 
auf die verfahrene Politik der hanseati- 
schen SPD. Vor den rund 200 Delegierten 
des CDU-Landesparteitages, der die end- 
gültige Fassung des Programms diskutier- 
te, rechnete Echternach mit den regieren- 
den Sozialdemokraten ab: „Lähmende 
Flügelkämpfe haben dazu geführt, daß 
die Politik in Hamburg auf der Stelle 
tritt." Die Hamburger SPD treibe „rich- 
tungslos vor dem Wind". 
Das Programm „Hamburg 1990" hat zum 
Ziel, die Hansestadt als Leistungsfähige 
Kommune, lebenswerte Metropole und 
als „Weltstadt und Tor zu anderen Konti- 
nenten und Menschen" zu stärken. Ech- 
ternach: „Es ist ein Programm gegen Zu- 
kunftsangst und No-Future-Mentalität." 

CDU-Spitze 
traf sich 
mit CGB-Vertreteru 
Bundeskanzler Helmut Kohl empfing 
am 28. November 1985 den geschäfts- 
führenden Bundesvorstand des Christ- 
lichen Gewerkschaftsbundes (CGB) z" 
einem Meinungsaustausch über aktu- 
elle gesellschaftspolitische Fragen. 
Von Seiten der Bundesregierung nah- 
men ferner teil die Bundesminister 
Gerhard Stoltenberg, Norbert Blüm 
und Wolfgang Schäuble sowie der 
Parlamentarische Staatssekretär 
Spranger. 

Der CGB war vertreten durch seinen Vof' 
sitzenden Günter Volmer, die stellvertre- 
tenden Vorsitzenden Martin Schetter, 
Siegfried Rahammer und Günther Bie- 
senberger sowie den Generalsekretär 
Bernhard Koch. Im Mittelpunkt des Ge- 
dankenaustausches standen beschäfti- 
gungs- und tarifpolitische Fragen sowie 
die Themen Sozialversicherung, Betriebs' 
Verfassung und Neutralitätspflicht der 
Bundesanstalt für Arbeit bei Arbeits- 
kämpfen. Der CGB trug dem Bundes- 
kanzler zu diesen Bereichen seine Anlie' 
gen vor. 

Der CGB richtet an die Bundesregierung 
die Bitte, den von den KoalitionsfraktiO' 
nen eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Verstärkung der Minderheitenrechte in 
Betrieben und Verwaltungen nachdrück' 
lieh zu unterstützen. Zum Thema Neuf3' 
litätspflicht der Bundesanstalt für Arbe'1 

trug der CGB seine Auffassung vor. Der 
CGB drückte die Erwartung aus, daß d'e 

nach seiner Auffassung in den letzten 
drei Jahren vom öffentlichen Dienst ge- 
forderten Sonderopfer schrittweise zu- 
rückgenommen werden. 
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Naturschutz muß ein Teil 
der Marktwirtschaft werden 
Öie CDU Hessen hat auf ihrem Par- 
teitag in Hofheim ein Umweltpro- 
|ramm verabschiedet, das unter dem 
Motto „Mut zur Zukunft" steht. In 
dem Programm, das sich mit den The- 
men Naturschutz, Wasser, Boden und 
Umweltschutz befaßt, wird die Anwen- 
dung marktwirtschaftlicher Prinzipien 
"> der Umweltpolitik gefordert. Natur- 
Schutz soll Teil der Marktwirtschaft 
^erden und als „zentraler Produk- 
t'onsfaktor" neben Kapital und Arbeit 
Selten. Gesetzliche Vorgaben müssen 
^herstellen, daß alle Schäden, die an 
j*oden, Wasser, Luft und sonstigen 
jjaturgütern entstehen, sich in den 
Produktionskosten niederschlagen, so 
'.aß letztlich die schädlichste Produk- 
ten vom Markt verdrängt wird, weil 
s,e die teuerste ist. 

^u Beginn der Veranstaltung hatte der 
^DU-Landesvorsitzende, Frankfurts 
Oberbürgermeister Walter Wallmann, die 
J~tttschlossenheit der Hessischen CDU 
bekundet, bei der Landtagswahl 1987 
J'Uen Spuk von Rot-Grün in Hessen" zu 

eenden. Alt-Bundespräsident Professor 
^aH Carstens hielt auf dem Parteitag ei- 
ne mit langanhaltendem Beifall aufge- 
nommen, bemerkenswerte Rede. Hier 
*üszüge daraus: Unverändert erweist 
Slch die Soziale Marktwirtschaft als stärk- 
er Motor unserer wirtschaftlichen Ent- 
,cklung. Auch sie hat freilich ihre Schat- 

tseiten. Sie trifft manchen Unterneh- 
.er> der Konkurs anmelden muß, und 
le'e Arbeitnehmer, die arbeitslos wer- 

. en, hart. Aber unbestreitbar haben auf 
^er Grundlage Arbeitnehmer und Un- 
rriehmer aufs ganze gesehen in den letz- 

en 35 Jahren gigantische Leistungen er- 

bracht und unserem Lande zu einem frü- 
her nie gekannten Wohlstand verholfen. 
Der Sozialen Marktwirtschaft ist auch die 
Beendigung der Talfahrt unserer Wirt- 
schaft in den letzten Jahren und die lang- 
same, aber beständige Steigerung des 
Bruttosozialprodukts zu danken. Allein 
1984 wurden 300 000 neue Unternehmen 
gegründet. Der Export der deutschen 
Wirtschaft wird 1985 eine Rekordhöhe er- 
reichen, und ebenso der Überschuß in 
der Handelsbilanz. Wir stehen in einigen 
Bereichen wie im Maschinenbau und 
Fahrzeugbau in der Welt an der Spitze. 

Nimmt man dazu die niedrige Inflations- 
rate von unter zwei Prozent, eine großar- 
tige soziale Leistung im Interesse der 
Rentner und der Sparer, ferner die gelun- 
gene Konsolidierung des Bundeshaushal- 
tes und das niedrige Zinsniveau, so kann 
man mit Recht sagen, daß wir unserer 
wirtschaftlichen Zukunft mit Zuversicht 
entgegenblicken dürfen. Der Sachverstän- 
digenrat hat es vor wenigen Tagen ein- 
deutig bestätigt. Die Politik der christ- 
lich-liberalen Bundesregierung unter 
Führung von Bundeskanzler Helmut 
Kohl hat an diesem Erfolg entscheiden- 
den Anteil. 

Hohe Priorität hat für uns alle die Bewah- 
rung einer gesunden Umwelt, der Schutz 
unserer Wälder, der Luft, des Bodens und 
der Gewässer von schädlichen Stoffen al- 
ler Art. Wir tun auf diesem Gebiet viel. 
Unsere Kernkraftwerke sind die sicher- 
sten und umweltfreundlichsten der gan- 
zen Welt. Der irrationale Protest gegen 
die Kernenergie übersieht das. 

Die Einbeziehung der Bundesrepublik 
Deutschland in eine Gemeinschaft freier 
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europäischer Staaten auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung aller Partner ist 
unverzichtbar für uns Deutsche ebenso 
wie für die anderen Europäer. Die Wie- 
deraufnahme einer Deutschen Politik 
wechselnder Zusammenarbeit mit West 
und Ost würde unabsehbare Gefahren für 
Deutschland und für Europa heraufbe- 
schwören. Die überwältigende Mehrheit 
unserer Mitbürger weiß das und lehnt da- 
her eine solche Schaukelpolitik ab. In 
dem Spannungszustand, der zwischen 
Ost und West besteht, in dem geteilten 
Lande, in dem wir leben, bleibt Deutsch- 

land unser Vaterland. Zwar ist das Ge- 
fühl für das Vaterland bei vielen unserer 
Mitbürger, vor allen unserer jungen Mit- 
bürger, verlorengegangen. Der Miß- 
brauch, der mit diesem Begriff in der Ver- 
gangenheit getrieben worden ist, ist eine 
Erklärung dafür. 
Aber auch die Teilung unseres Landes et- 
schwert vielen die Identifikation mit ihm- 
Dennoch bleibt wahr, daß Deutschland 
der geistige Grund ist, aus dem unsere 
Sprache, unsere Kultur, unser Be- 
wußtsein dessen, was wir sind, erwachsen 
ist und weiter wächst. 

Dieter Pützhof en: Union im Revier muß 
Reform selbst vorantreiben 
Eine „fundamentale Opposition" hält der 
Vorsitzende der CDU Rheinland, Dieter 
Pützhofen, für einen gangbaren Weg, um 
die CDU im Ruhrgebiet zu Wahlergeb- 
nissen zu führen, die über den bisherigen 
Quoten von 20 bis 30 Prozent liegen. 
Dazu sei eine „innere Regeneration" der 
Union im Revier erforderlich. Die not- 
wendigen Änderungen müßten jedoch 
aus der Ruhrgebiets-CDU selbst kom- 
men, meinte der Krefelder Oberbürger- 
meister. Bei Ratschlägen von außen be- 
stehe die Gefahr, daß sie sich „in ihrer 
Diaspora einigelt". Im Ruhrgebiet gibt es 
nach seiner Auffassung „sehr subtile For- 
men der Zusammenarbeit zwischen CDU 
und der Mehrheitspartei SPD", in der 
bürgerlichen Revier-CDU sei ein „typi- 
sches Harmonie-Bedürfnis" vorherr- 
schend. 
Die CDU im Ruhrgebiet dürfe ihre Ar- 
beit nicht — wie übrigens auch im gesam- 
ten Rheinland nicht — auf „ihre feste 
Klientel" im Mittelstand und Wirtschaft 
beschränken, erklärte Pützhofen weiter. 
Vielmehr gelte es, Ansprechpartner für 
einzelne Bevölkerungsgruppen zu sein, 

z. B. für Wehrpflichtige, Ersatzdienstlei- 
stendejunge Künstler sowie für junge 
Leute, die sich für die Dritte Welt enga- 
gieren. Bisher sei die CDU „für manche 
Gruppen sprachlos" gewesen. Der rhein'' 
sehe Landesvorstand werde — so kündig' 
te Pützhofen an — unter Leitung der 
Bonner Staatssekretärin Irmgard Kar- 
watzki eine Arbeitsgruppe bilden, in der 
Kreisvorsitzende gemeinsam mit Politik- 
wissenschaftlern und Journalisten neue 
Wege der politischen Arbeit im Ruhrge- 
biet beraten sollen. 
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Inflationsrate: 1,8 Prozent 
Die Lebenshaltungskosten sind im No- 
vember wie schon im Oktober um 1,8 
Prozent im Vergleich zum Vorjahresmo- 
nat gestiegen. Nach den Ermittlungen oe 

Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden 
sind Lebensmittel gegenüber dem Vor- 
jahr geringfügig (0,1 Prozent) billiger ge' 
worden. 
Ein Regierungssprecher sieht die Bunde 
republik jetzt bei der Inflationsrate an 
der Weltspitze. 
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Umweltschutz und Gentechnologie 
standen im Mittelpunkt 
»SPD und Grüne werden 1987 vom 
Wähler keine Chance bekommen, eine 
Mehrheit zu stellen!" Klare Worte, 
JJit denen der CDU-Landesvorsitzende 
Bernd Neumann den Parteitag der 
Bremer CDU in der vergangenen Wo- 
che in Bremerhaven eröffnete. Die 
Stimmung in der Bundespartei, berich- 
tete Neumann den knapp 300 Dele- 
gierten und Gästen, sei so gut wie seit 
[anger Zeit nicht mehr. Die wirtschaft- 
liche Entwicklung habe sich so eindeu- 
tig positiv entwickelt, daß den Men- 
schen immer stärker bewußt werde, wie 
?ehr die 1982 versprochene Wende 
Realität geworden ist. 

dieses sei eindeutig daran zu erkennen, 
daß die Inflationsrate unter 2% liege 
(Neumann: „Die niedrigste auf der Welt 
J*nd die niedrigste in der Geschichte der 
Bundesrepublik"). Die Finanzen in Bonn 
Seien wieder in Ordnung gebracht und al- 
e wirtschaftlichen Forschungsinstitute 
Prophezeiten für das kommende Jahr ei- 
J5jn Stellenzuwachs um 300000 voraus. 
°er CDU-Chef: „Das ist eine gute Per- 
fektive für unser Land." 
n seinem Bericht beschäftigte sich der 
andesvorsitzende auch mit den stetigen 
"lanziellen Forderungen des neuen Bre- 
uer Bürgermeisters an die Bundesregie- 

_ng- Finanzhilfe aus Bonn oder Unter- 
, .ytzung durch andere Bundesländer 
°nnten stets nur flankierende Maßnah- 

men sem jQer Grundstein zur Gesundung 
•Hisse vor Ort, in Bremen, gelegt werden, 

•^sdrücklich dankte Neumann den 
^U-Bundestagsabgeordneten Metz und 
Erichs sowie dem Europa-Abgeordne- 

^n Ebel, die dafür gesorgt hätten, daß 
remen seit Regierungsübernahme von 

Helmut Kohl aus Bonn mehr finanzielle 
Hilfe erhalten habe als zuvor. 
Themenschwerpunkte des außerordentli- 
chen Parteitages waren die Problemkreise 
Umweltschutz und Gentechnologie. Fast 
einstimmig sprachen sich die Delegierten 
für einen Entschließungsantrag aus, mit 
dem der Bremer Senat aufgefordert wird, 
das bestehende Tempolimit auf den Au- 
tobahnen des kleinsten Bundeslandes 
aufzuheben. Auch der umfangreiche An- 
trag mit dem Thema „Umweltschutz in 
der sozialen Marktwirtschaft" fand eine 
überwältigende Mehrheit. 
Deutlich unterschiedliche Meinungen ka- 
men in der Diskussion über den Antrag 
„Gentechnologie und Reproduktionsbio- 
logie" zutage. 
Verschiedene Redner sprachen sich aus 
ethischen Gründen gegen jegliche Nut- 
zung der humangenetischen Möglichkei- 
ten aus, während andere für eine sehr li- 
berale Haltung eintraten. Verabschiedet 
wurde schließlich mit großer Mehrheit 
ein Antrag, nach dem Ehepaare, denen 
der Wunsch nach einem eigenen Kind 
„mit den Mitteln der bisherigen Sterili- 
tätsbehandlung nicht erfüllt" werden 
kann, die Möglichkeit einer künstlichen 
Befruchtung eröffnet werden kann. Diese 
Regelung soll nicht für unverheiratete 
Paare gelten. Auch Leihmutterschaften 
oder gentechnische Veränderungen des 
menschlichen Erbgutes seien „ethisch 
nicht vertretbar" und wurden eindeutig 
abgelehnt. Die Möglichkeiten einer 
künstlichen Befruchtung wurden aller- 
dings auch klar eingegrenzt: Nicht nur 
der Kinderwunsch des Ehepaares soll 
maßgebend sein, sondern mit zumindest 
ebenso starker Gewichtung das künftige 
Wohlergehen des erhofften Kindes. 
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„25 Jahre Bundesparteigericht 
der CDU" 
Am 26. November 1985 fand im Bon- 
ner Konrad-Adenauer-Haus eine Jubi- 
läumsveranstaltung statt, mit der das 
25jährige Bestehen des Bundespartei- 
gerichts der CDU begangen wurde. 

Der Vorsitzende, Staatssekretär a. D. Dr. 
Heinrich Barth, konnte neben zahlrei- 
chen Vertretern von Kreis- und Landge- 
richten auch Generalsekretär Heiner 
Geißler begrüßen, der den Parteirichtern 
nicht nur für die geleistete Arbeit dankte, 
sondern die Gelegenheit benutzte, allge- 
mein die Rolle der politischen Parteien 
im demokratischen Staat zu würdigen. 
Heiner Geißler rief dazu auf, dem von 
weiten Teilen der Medien verbreiteten 
Negativ-Image der Parteien zu begegnen. 
Vielmehr müßten deren konstruktive Bei- 
träge — insbesondere die der Union — 
beim Aufbau und Erhalt der freiheitli- 
chen und sozialen Struktur der Bundesre- 
publik Deutschland in das Bewußtsein 
der Öffentlichkeit gerückt werden. 

Ein Grußwort sprach auch der Vorsitzen- 
de des Schiedsgerichts der CSU, Dr. 
Wolfsteiner. Ein Festvortrag von Profes- 
sor Dr. Manfred Löwisch, Universität 
Freiburg, gab der Veranstaltung einen 
weiteren, wissenschaftlichen Akzent. 

Besonders sei auf die aus Anlaß des Jubi- 
läums herausgegebene Broschüre „25 
Jahre Bundesparteigericht der CDU 
1960—1985" hingewiesen. Sie enthält un- 
ter anderem Beiträge zum Thema „Par- 
teiausschluß" und „Wahlanfechtung", 
zahlreiche Leitsätze zu wichtigen Ent- 
scheidungen des Bundesparteigerichts so- 
wie weiterführende Literatur- und Recht- 
sprechungshinweise aus dem Bereich der 
Parteischiedsgerichtsbarkeit. 

üMHiHMHI 
Christlich Demokratische Union Deutschlands »• 

|   S   ! !   i   j   ff   |   | 
iiiiiiuüifiiiiifitisii 

ISHHSHiHHHMHHHMin 
iiHMIMÜMfJJfMHi! 
ÜHÜiiSfiHSSÜHHii! 

s {i i i {i s i ü-ie i fijtiro üfKifiü 
iHHIHSHHHi ««?* ««IIIC Mi i' 

iili *_y ! i i v > • | *! J y *»s *'' **1£JJ * 
ff f f f f f f ** » * ! »SSI1?!» \ ! j ! i !&! ! i : : 1 i ! ! 

ffffffffHfffft LU WAS 'iWAW > ! ; ; 

f f i i H M n i s s f s rn n" f itfsY» i H «f *•, 
\ ISfM SSfSSSiS $1II) 
is t • % sssissffss{iff $ ff i i $s ff s 

HffffffffffffffffffffffSff 
Ifffffffffffffffffffffifffi 

f f f I f f f f f f f f f f f H f f f f f f f f f H 
i { { SSff Sff S£ f{i SSSSSSSSSSff 

\ s S IS S S S S S S ff f f { i S S S S i 
fffflllfiifil 

I   f   S   !   f 

ffffSffffffSfffSiffSSfl 
f!ff!1Sf!fff!!!ffiff!!! 
ffffffffffffSfffffffffSffffl 

|  >  >  >  >   5  i   ;   s  |  S  V  i   !  ;   |   f{ 

s s S S S S S S S SI 
iSSSSSSSSSSSSSS m 

[iff f f 
iUlflMUHH! •* undfmi 

iffffSSffffffffffi 
H f f S f f i I f! i S $ f f f f 

KIHt! 

* i   (   M   S   J   !i 
Ifiiiift! 

ilS!»1 

5 IM! 
* > 5  5 ;  ;  ;  > ; 

HHSHii 
M « M 

(SS!' 

HMfHMiM"' 

Für die Arbeit der CDU-Parteigerichte 
wird diese Broschüre in Zukunft unver- 
zichtbar sein. Sie kann ab sofort beim 
Versandzentrum bezogen werden. 
Mindestabnahme: 1 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 3,40 DM 
Bestellnummer: 3714 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 13 28 
4804 Versmold 



Zur Sache: 

Na also! 
der 

Es geht weiter aufwärts    sparpoi** 
Prognose der Fünf Weisen:     Früchte 

Es geht weiter aufwärts 
Hehr Wachstum - Etwas weniger Arbeitslose - Mehr private Kaufkraft 

n   tin.*   i  «*    ,   u       u u Welter aufwärts Der Wirtschaftsaufschwung halt an |m Auf•,* 
Bonn sieht sich in seinem Kurs bestätigt z«*****«** w*e 

Das Jahresgutachten: Besserung auch auf dem Arbeitsmarkt      •••   -       • • 

,Weise rechnen 1986 
Sachverständige: Der Aufschwung ist bis 1987 gesichert "§      "    | U        M 

^    J ,      H.   „Aufschwung geht keineswegs 
Dauer prophezeit  am Arbeitsmarkt vorbei" 

Wir haben es geschafft! Prognose für v86: 
^> Die Zahl der Beschäftigten wird um 300.000 zunehmen. 
£> Wirtschaftswachstum von 3 - 3,5 %. 
^ Soziale Preise. Die Verbraucherpreise werden mit 1,5% 

Anstieg nahezu stabil bleiben. 
Die erfolgreiche Politik der Regierung Helmut Kohl zahlt sich 

für alle Bürger aus! 

sicher 
U«'»u«g«»«' CDU-BunO.m.icMIliilwl. ffl SOZI3I 
K0"'ia-*o.n.u.'-H.ut     5300 Bonn 1     Nr. Uli MM II nH //*»/ 

CDU 
II 
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